
Antrag für Betriebsstätten, die ab 16.03.2020 nicht betreten werden dürfen.

An die Bezirkshauptmannschaft … / 

An den Magistrat der Stadt … (bei Städten mit eigenem Statut – in OÖ Linz, Wels und Steyr) 

Betrifft: Antrag auf Vergütung für den Verdienstentgang gemäß § 32 Epidemiegesetz. 

Ab 16.03.2020 war aufgrund der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege- und Konsumentenschutz das Betreten einer Betriebsstätte in … verboten. Dies ist faktisch einer Betriebsschließung gleichgekommen, weil keine Geschäftstätigkeit mehr in dieser Betriebsstätte ausgeübt werden konnte / durch dieses Betretungsverbot konnte der Betrieb nur in einem stark reduzierten Umfang als … weiter betrieben werden. Es ist daher zu einem vollständigen Umsatzausfall / zu einem starken Umsatzrückgang um … % gekommen. Die vom Bundesminister erlassene Verordnung ist als solche im Sinne des Epidemiegesetzes zu qualifizieren. 

§ 4 Abs 2 COVID-19-Maßnahmengesetz sieht für den Fall der Erlassung einer Verordnung des Bundesministers über ein Betretungsverbot von Betriebsstätten gemäß § 1 nur vor, dass die Bestimmungen des Epidemiegesetzes „betreffend die Schließung von Betriebsstätten“ nicht zur Anwendung kommen. § 32 Abs 1 Zif 5 Epidemiegesetz, der einen Anspruch auf Vergütung für den Verdienstentgang einräumt, ist keine solche Bestimmung. Diese Regelung „betrifft“ nicht die Schließung von Betriebsstätten, sondern ist lediglich eine Folge davon. 

Diese Auslegung entspricht auch den Gesetzesmaterialien. Nach der Begründung im Initiativantrag zum COVID-19-Maßnahmengesetz als Teil des COVID-19-Gesetzes geht es ausschließlich darum, die Liquidität von Unternehmen zu erhalten und deren Zahlungsunfähigkeit zu verhindern. Dafür wurden vom Gesetzgeber aus verschiedenen Fonds Mittel zur Verfügung gestellt. Bei diesen geht es „nur“ um Garantien, Haftungen, Sicherstellungen, Stundung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen etc., sohin alles Maßnahmen, welche eben die Liquidität der Unternehmen erhalten und diese vor der Zahlungsunfähigkeit bewahren sollen. Die Vergütung für den Verdienstentgang wäre dafür nicht geeignet, weil eine solche erst im Nachhinein ausbezahlt wird. 

Der Gesetzgeber wollte mit § 4 Abs 2 COVID-19-Maßnahmengesetz sohin den Anspruch auf Vergütung für den Verdienstentgang gemäß § 32 Abs 1 Zif 5 Epidemiegesetz nicht beseitigen. Vielmehr wollte er damit lediglich erreichen, dass die Schließung von Betriebsstätten gemäß § 20 Epidemiegesetz durch Verordnungen einer Bezirksverwaltungsbehörde oder eines Landeshauptmannes nicht mehr möglich ist. 

Würde § 4 Abs 2 COVID-19-Maßnahmengesetz einen solchen Anspruch ausschließen, wäre diese Bestimmung zudem verfassungswidrig. Der Entfall des Vergütungsanpruchs wäre unverhältnismäßig. Das durch Verordnung des Bundesministers ausgesprochene Betretungsverbot hätte zu einem Eingriff in das Eigentumsrecht gemäß Artikel 5 Staatsgrundgesetz und in das Recht auf Erwerbsausübung gemäß Artikel 6 Staatsgrundgesetz geführt. Ein solcher Eingriff darf jedoch nicht unverhältnismäßig sein. Demgemäß wäre auch § 1 COVID-19-Maßnahmengesetz, der einen solchen Eingriff durch Verordnung des Bundesministers erlaubt, ohne eine Kompensation durch einen Anspruch auf Vergütung für den Verdienstentgang vorzusehen, verfassungswidrig. 

§ 4 Abs 2 COVID-19-Maßnahmengesetz, wonach die Bestimmungen des Epidemiegesetzes betreffend die Schließung von Betriebsstätten nicht mehr zur Anwendung kommen, bedeutete dann eine unzulässige und gleichheitswidrige Umgehung der Schließung von Betriebsstätten gemäß § 20 Epidemiegesetz. Bei Schließung gemäß § 20 Epidemiegesetz würde gemäß § 32 Abs 1 Zif 5 Epidemiegesetz der Anspruch auf Vergütung für den Verdienstentgang bestehen. Unternehmen, deren Betriebsstätten vor dem 16.03.2020 gemäß § 20 Epidemiegesetz geschlossen worden sind, steht ein solcher Anspruch ab 16.03.2020 zu. Es gibt keine sachliche Rechtfertigung für eine solche Differenzierung und würden daher § 4 Abs 2 und § 1 COVID-19-Maßnahmengesetz gegen den verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz verstoßen.

Unterlagen zum Nachweis des Verdienstentgangs werden nachgereicht. 

Der Verdienstentgang beläuft sich auf € …………

Es wird beantragt, die Vergütung für den Verdienstentgang in dieser Höhe festzustellen und diesen Betrag auf das Konto … zu überweisen. 

…, am ….
……………………………………………….


(firmenmäßige Fertigung)
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